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KurzfassunG

Die ausführliche Fassung der Gemeindeversammlungs-

vorlagen und das detaillierte Budget können mit der 

beigefügten Antwortkarte gratis bestellt werden. Die 

ausführlichen Fassungen können zudem direkt in der Ein-

wohnerkontrolle bezogen werden. 

Sämtliche Vorlagen sowie das detaillierte Budget können 

auch auf der Website «www.huenenberg.ch» unter der 

Rubrik «Politik» (Gemeindeversammlung/nächste Ver-

sammlung) abgerufen bzw. herunter geladen werden.

Traktandum 1

ProtoKollGenehmiGunG

Das Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 

22. Juni 2009 liegt auf der Gemeindeverwaltung (Einwoh-

nerkontrolle) zur Einsichtnahme auf und ist auch auf der 

gemeindlichen Website abrufbar. Ein Kurzprotokoll findet 

sich in der ausführlichen Fassung der Gemeindeversamm-

lungsvorlagen.

Antrag

Das Protokoll ist zu genehmigen.

Traktandum 2

BuDGet für Das Jahr 2010 unD fest-
setzunG Des steuerfusses

Das Budget 2010 rechnet in der laufenden rechnung 

mit einem aufwandüberschuss von fr. 1‘830‘700.—. 

Dieses ergebnis basiert auf einem steuerfuss von 70 %. 

auf Grund der schlechten finanzsituation kann für 2010 

kein rabatt mehr gewährt werden. hauptgründe für die-

ses Budget sind mindereinnahmen bei den steuern (inkl. 

Grundstückgewinnsteuern) und mehrausgaben bei den 

gebundenen Beiträgen. Gegenüber dem Budget 2009 ist 

der aufwand um fr. 2‘111‘600.— (4.7 %) und der ertrag 

um fr. 983‘500.— (2.2 %) höher berechnet.

Ausgaben

Gegenüber dem Budget 2009 ist beim Personalaufwand 

(+ fr. 1‘272‘000.—) die grösste zunahme zu verzeichnen. 

hier wirken sich infolge der Bruttoverbuchung vor allem 

die Personalkosten des neuen schulhauses eichmatt aus. 

ein teil dieser Kosten wird von der einwohnergemeinde 

Cham zurückerstattet und ist bei den einnahmen budge-

tiert. eine weitere hohe zunahme (+ fr. 1‘133‘300.—) wird 

bei den eigenen Beiträgen erwartet. in diesem Betrag sind 

die gebundenen Beiträge an auswärtige sonderschulen 

(+ fr. 549‘100.—), der gebundene Beitrag an die spitex-

leistungen (+ fr. 146‘200.—) und die unterstützungen im 

sozialwesen (+ fr. 233‘000.—) enthalten.

Einnahmen

Die steuergesetzrevision 2010 hat bei den natürlichen 

Personen mindereinnahmen von rund fr. 1‘900‘000.— zur 

folge. trotzdem kann bei den steuern der natürlichen 

und juristischen Personen bei einem steuerfuss von 70 % 

gegenüber dem Budget 2009 mit mehreinnahmen von 

total fr. 247‘000.— gerechnet werden. hingegen vermin-

dern sich die einnahmen bei den Grundstückgewinnsteu-

ern um fr. 2‘400‘000.—. Der anteil am finanzausgleich 

erhöht sich um fr. 1‘677‘600.— auf total fr. 3‘483‘600.—.

Die investitionsrechnung weist bei fr. 6‘406‘000.— aus-

gaben und fr. 640‘000.— einnahmen mehrausgaben (net-

toinvestitionen) von fr. 5‘766‘000.— aus.  

Antrag

Der steuerfuss für das Jahr 2010 ist mit 70 % des kan-

tonalen einheitsansatzes festzusetzen und das Budget 

2010 ist zu genehmigen.
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Laufende Rechnung (in Fr. 1‘000.—) Budget Budget Rechnung

2010 2009 2008

ertrag 45‘303 44‘319 54‘582

aufwand 47‘133 45‘022 50‘682

Rechnungsergebnis -1‘830 -703 3‘900

Investitionsrechnung

ausgaben 6‘406 14‘207 8‘529

einnahmen 640 1‘400 20

Nettoinvestitionen 5‘766 12‘807 8‘509

Steuererträge

steuern natürliche Personen 20‘470 20‘877 22‘032

steuern juristische Personen 2‘915 2‘318 6‘409

übrige steuern 1‘291 1‘149 1‘909

Grundstückgewinnsteuern 1‘400 3‘800 788

Total Steuern 26‘076 28‘144 31‘138

Beitrag an kantonalen finanzausgleich 0 0 446

anteil am kantonalen finanzausgleich 3‘483 1‘806 0

Beteiligung am nfa 2‘090 2‘045 0

Finanzierungsnachweis

Gewinn (+) Verlust (-) laufende rechnung -1‘830 -703 3‘900

+ abschreibungen 2‘336 2‘826 10‘932

+/- einlage/entnahme spezialfinanzierungen 242 -245 -9‘048

- investitionszunahme -5‘766 -12‘807 -8‘509

Finanzierungsfehlbetrag -5‘018 -10‘929 -2‘725

Kennzahl (in Franken)

nettoschuld pro einwohnerin/einwohner 1‘568 1‘656 12

steuerfuss 70 65 1) 70

1) auf den steuerfuss von 70 % wurde ein rabatt von 5 %  des einheitsansatzes gewährt (entspricht einem steuerfuss von 65 %).

BuDGet 2010

Nettoschuld pro Einwohnerin/Einwohner (in Fr.) Steuerertrag (in Fr. 1‘000.—) 

Die geplanten investitionen in den nächsten Jahren bewirken eine zunahme 

der nettoschulden. nettoschuld = finanzvermögen abzüglich fremdkapital 

dividiert durch einwohnerzahl.

Jahresrechnung

Laufende Rechnung: Aufwand nach Arten (in Fr. 1'000.—) Laufende Rechnung: Ertrag nach Arten (in Fr. 1'000.—)

Laufende Rechnung: Aufwand nach Institutionen Budget 2010 Laufende Rechnung: Ertrag nach Institutionen Budget 2010
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Finanzstrategie

2. Nettoinvestitionen (in Fr. 1'000.—): Die Investitionen 
werden unter den Grundsätzen der Zweckmässigkeit und 
Wirtschaftlichkeit vorgenommen.

c)  Bei jeder Investition werden die Folgekosten in der Vorlage 
aufgezeigt.

3. Der Selbstfinanzierungsgrad liegt im Mittel über fünf Jahre 
bei ca. 100 %.

4. Das Rechnungsergebnis ist im Mittel über fünf Jahre 
ausgeglichen (in Fr. 1'000.—)

a)  Wegen der hohen Investitionen in den nächsten Jahren kann dieses 
Ziel nicht erreicht werden.  Der durchschnittliche Selbstfinanzierungsgrad 
liegt bei  bei der obigen Planperiode bei 40 %.

c)  Dank der guten Abschlüsse in den Rechnungsjahren 2007 
und 2008 konnte dieses Ziel erfüllt werden.

5. Die Kostendeckungsgrade der Dienstleistungen der 
Gemeinde werden laufend hinterfragt.
c) Die Rechnungsprüfungskommission bestätigt, 
dass die Kostendisziplin eingehalten wird.

Kennzahlen
1. Verzinsliche Schulden pro Kopf in Fr. 2. Nettoschuld pro Einwohnerin/Einwohner in Fr.

Die geplanten Investitionen in den nächsten Jahren bewirken eine 
Zunahme der Nettoschulden.
Nettoschuld = Finanzvermögen abzüglich Fremdkapital dividiert durch 
Einwohnerzahl.

Selbstfinanzierungsgrad in %
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Glossar
a) Ziel nicht erreicht
b) Auf dem Weg zur Zielerreichung
c) Ziel erreicht

TCHF = Tausend Schweizer Franken

1. Der Steuerfuss liegt im ersten Drittel aller Zuger 
Gemeinden

a) Dieses Ziel konnte im Jahr 2007 erreicht werden. 
Im Zeitpunkt der Drucklegung dieses Berichtes waren 
die angegebenen Steuerfüsse noch nicht 
rechtsverbindlich. 

% Rang % Rang % Rang % Rang
Walchwil 56% 1 56% 1 56% 1 56% 1
Baar 65% 3 60% 2 60% 2 56% 1
Zug 63% 2 63% 3 63% 4 63% 2
Hünenberg 66% 4 70% 6 65% 5 70% 7
Cham 67% 5 67% 5 67% 6 65% 4
Risch 70% 7 70% 6 69% 7 67% 5
Steinhausen 69% 6 65% 4 62% 3 64% 3
Oberägeri 75% 8 75% 8 75% 9 75% 8
Neuheim 77% 9 77% 9 73% 8 75% 8
Menzingen 78% 10 78% 10 73% 8 68% 6
Unterägeri 84% 11 80% 11 75% 9 70% 7

20102007 2008 2009

3'929
3'392 3'325

3'019
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Laufende Rechnung - Artengliederung (in fr. 1‘000.—)

Aufwand
Budget 
2010

Budget 
2009

Rechnung 
2008

Ertrag
Budget 
2010

Budget 
2009

Rechnung 
2008

Personalaufwand 26‘337 25‘065 23‘243 steuern 26‘076 28‘144 31‘138

sachaufwand 6‘571 6‘652 5‘516 regalien und Konzessionen 200 200 202

Passivzinsen 1‘058 1‘120 1‘193 Vermögenserträge 505 503 788

abschreibungen 2‘391 2‘953 10‘980 entgelte 4‘174 3‘785 4‘249

Beiträge ohne zweckbindung 0 0 446
anteil am kantonalen 
finanzausgleich

3‘483 1‘806 0

entschädigungen an  
Gemeinwesen

1‘339 1‘246 1‘196
rückerstattungen von 
Gemeinwesen

1‘447 724 402

eigene Beiträge 7‘575 6‘441 6‘579 Beiträge für eigene rechnung 7‘797 7‘367 7‘225

einlagen in spezialfinan- 
zierungen

362 132 188
entnahmen aus spezialfinan-
zierungen

120 377 9‘237

interne Verrechnungen 1‘500 1‘413 1‘341 interne Verrechnungen 1‘500 1‘413 1‘341

Total Aufwand 47‘133 45‘022 50‘682 Total Ertrag 45‘302 44‘319 54‘582

Laufene Rechnung - Institutionelle Gliederung (in fr. 1‘000.—)

Aufwand
Budget 
2010

Budget 
2009

Rechnung 
2008

Ertrag
Budget 
2010

Budget 
2009

Rechnung 
2008

Präsidiales 3‘582 3‘874 3‘581 Präsidiales 387 461 581

finanzen 6‘076 6‘654 15‘430 finanzen 30‘484 30‘834 41‘446

Bildung 24‘742 22‘662 20‘824 Bildung 9‘747 8‘597 8‘145

Bau und umwelt 5‘973 5‘848 5‘280 Bau und umwelt 3‘313 3‘092 2‘976

sicherheit 1‘331 1‘436 1‘215 sicherheit 395 390 412

soziales und Gesundheit 5‘430 4‘548 4‘352 soziales und Gesundheit 977 945 1‘012

Total Aufwand 47‘134 45‘022 50‘682 Total Ertrag 45‘303 44‘319 54‘572

Aufwand 2010 – Artengliederung

Prozentzahlen gerundet

Ertrag 2010 – Artengliederung
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Traktandum 3

inVestitions- unD finanzPlan für Die 
Jahre 2010 Bis 2014

Der Finanzplan ist nur in der ausführlichen Fassung der 

Gemeindeversammlungsvorlagen enthalten und auf der 

gemeindlichen Website abrufbar.

Bei einem investitionsvolumen von fr. 21‘363‘000.— in 

den Jahren 2010 bis 2014 wird kumuliert über die gesamte 

Planperiode mit einem negativen ergebnis gerechnet. 

Die nettoschuld pro Kopf erhöht sich von fr. 1‘568.— 

im Jahr 2010 auf fr. 2‘277.— im Jahr 2012. Danach sinkt 

die nettoschuld bis im Jahr 2014 auf fr. 1‘750.—. neu in 

die Planung aufgenommen wurden die aufwertung der 

umgebung des Gemeindehaus (2011), die sanierung des 

ufers in der Badi hünenberg (2011), der neue rahmen-

kredit für die Kanalisation (2010 bis 2013) und ein neues 

Verkehrsdienstfahrzeug für die feuerwehr (2010).

falls sich das wirtschaftliche umfeld nicht verbessert, 

können die zielvorgaben der finanzstrategie in der Plan-

periode nicht eingehalten werden. um diese ziele zu 

erreichen, sind mehreinnahmen bei den steuern oder ein 

vorgezogener landverkauf (rony) erforderlich. Die Kos-

tenentwicklung in der Planperiode ist angemessen. Weil 

der Gemeinderat und die Verwaltung sich der kommen-

den finanziellen haushaltsbelastung bewusst sind, wird 

der Kostenentwicklung im aufwand eine grosse Beach-

tung geschenkt. sofern alle geplanten investitionen reali-

siert werden, bringen die Jahre 2010 bis 2012 erhebliche 

finanzielle Belastungen für die Gemeinde. Diese situation 

wird sich erst nach abschluss der hohen investitionen 

ab 2013 voraussichtlich wieder verbessern.

Antrag

Vom investitions- und finanzplan für die Jahre 2010 bis 

2014 ist Kenntnis zu nehmen.

Überblick über die Finanzstrategie

zahlen zur finanzstrategie finden sie in der ausführlichen 

fassung der Gemeindeversammlungsvorlagen.

Traktandum 4

KreDitBeGehren für Die DurChfüh-
runG eines ProJeKtWettBeWerBs für 
Die sanierunG unD erWeiterunG Des 
oBerstufensChulhauses ehret B

Das oberstufenschulhaus ehret B wurde 1974 erbaut. 

1989 wurden die Gebäudehülle sowie die Böden und 

Wände der Klassenzimmer saniert und das schulhaus 

mit einzelnen räumen erweitert. seither sind 20 Jahre 

vergangen. eine komplette sanierung ist unumgänglich. 

Der schulraumplanungsbericht weist in den nächsten 

Jahren auf der oberstufe eine erhöhung der Klassenzah-

len aus. neben weiteren vier Klassenzimmern sind auch 

vier Gruppenzimmer nötig. im Weiteren besteht Bedarf an 

räumen für das handwerkliche und textile Gestalten, an 

einem mehrzweckraum, an einem fachzimmer Bildneri-

sches Gestalten, an Büros für die heilpädagogische för-

derung und die schulsozialarbeit sowie an lagerräumen. 

Das rektorat und das schulsekretariat platzen zudem aus 

allen nähten und für die schulpräsidentin sowie für den 

it-support braucht es geeignete arbeitsräume. insgesamt 

ist ein raumbedarf von 1‘215 m2 ausgewiesen.

Das Gemeindearchiv wurde mit dem Bau der Gemein-

deverwaltung vor 30 Jahren eingerichtet. rund 20 Jahre 

später wurde es erweitert. aus heutiger sicht genügt das 

archiv den sicherheitsvorschriften nicht mehr. zudem 

ist der Platzbedarf mittelfristig nicht mehr gegeben. Der 

Gemeinderat möchte die erweiterung des oberstufen-

schulhauses ehret B nutzen, um kostengünstig für das 

Gemeindearchiv eine langfristige und sichere lösung zu 

erhalten. Gemäss richtlinien des staatsarchivs wird dazu 

eine fläche von 160 m2 benötigt.

Der Gemeinderat beantragt, für die sanierung und erwei-

terung des oberstufenschulhauses ehret B einen Pro-

jektwettbewerb durchzuführen. Gemäss kantonalem 

submissionsgesetz muss das offene oder selektive Ver-

gabeverfahren gewählt werden. Der Gemeinderat wird 

nach eingehender Prüfung das geeignete Vergabever-

fahren festlegen. insgesamt ist für den Wettbewerb mit 

Kosten von fr. 400‘000.— (inkl. mwst.) zu rechnen. Die 

jährlichen folgekosten betragen fr. 24‘000.— (abschrei-

bungen fr. 16’000.—, zinsen fr. 8’000.—). 

Antrag

Der Durchführung eines Projektwettbewerbs für die  

sanierung und erweiterung des oberstufenschulhauses 

ehret B ist zuzustimmen und hierfür ein Kredit von 

fr. 400‘000.— zu bewilligen.
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Traktandum 5

KreDitBeGehren für Die realisierunG 
Von Weiteren massnahmen aus Dem 
Generellen entWässerunGsPlan  
(rahmenKreDit)

im rahmen des Generellen entwässerungsplans (GeP) hat 

die Gemeinde hünenberg von 1998 bis 2007 investitio-

nen von fr. 6.4 mio. getätigt. auf Grund der ortsplanungs-

revision 2004 und der hochwassersituation, die ende 

august 2005 auch schwachstellen im entwässerungskon-

zept in hünenberg aufzeigte, wurde der GeP im Jahr 2007 

überarbeitet. Demnach müssen in den nächsten Jahren 

diese schwachstellen behoben und gleichzeitig nach 

Gewässerschutzgesetz auch renaturierungen vorgenom-

men werden. Die Kosten für die nächsten drei Jahre betra-

gen fr. 1‘000‘000.— (inkl. mwst.). Die finanzierung erfolgt 

aus den einnahmen für die Kanalisations-anschlussge-

bühren. Der rahmenkredit bedingt jährliche folgekosten 

von fr. 60‘000.— (abschreibungen fr. 40‘000.—, zinsen 

fr. 20‘000.—). 

Antrag

für die realisierung der weiteren GeP-massnahmen ist im 

sinne eines rahmenkredits für die nächsten drei Jahre ein 

investitionskredit von fr. 1‘000‘000.— zu lasten der inve-

stitionsrechnung zu bewilligen (exkl. Preisänderungen).

Traktandum 6

änDerunG Des reGlements üBer Die 
entsChäDiGunG Von BehörDenmitGlie-
Dern unD GemeinDliChen funKtionä-
rinnen unD funKtionären (anPassunG 
Der Pensen, einführunG einer ent-
sChäDiGunG Bei niChtWieDerWahl)
(reglementsänderungen siehe separate Beilage)

Die Gemeindeversammlung hat am 9. Dezember 2002 

letztmals einer anpassung der Pensen des Gemeinderats 

sowie dessen entschädigung zugestimmt. Das Gesamt-

pensum war damals auf 220 % festgelegt worden. Die 

Gemeinderatsmitglieder sind heute lohnmässig in der 

Gehaltsklasse 22, stufe 10 eingereiht. Dies bedeutet 

bei einem Vollpensum einen lohn von fr. 169‘219.60 

(inkl. 13. monatsgehalt). Damit sind alle aufwendungen 

im zusammenhang mit dem Gemeinderatsmandat abge-

golten. Dieser lohn entspricht gemäss kantonalem Perso-

nalgesetz demjenigen eines Chefangestellten.

Die höhe der entschädigung des Gemeinderates ist nach 

wie vor angemessen. hingegen stimmen die vor sieben 

Jahren festgesetzten Pensen heute nicht mehr mit der 

realität überein. eine standortbestimmung des Gemein-

derats im märz 2008 hat gezeigt, dass die effektiven 

Pensen mehrerer Gemeinderatsmitglieder über den defi-

nierten Pensen liegen. total kam der Gemeinderat auf ein 

Gesamtpensum von ca. 290 % (zunahme 70 % gegenüber 

dem definierten Pensum von 220 %). Der Gemeinderat 

beschloss daraufhin, das bestehende führungsmodell 

dahingehend weiter zu entwickeln, dass die definierten 

Pensen besser eingehalten werden können. 

in der folge setzte der Gemeinderat verschiedene mass-

nahmen um. so wurden Kompetenzen vom Gemeinderat 

an die abteilungen delegiert und die zeichnungsberechti-

gung, die finanzkompetenzen und die Visumsberechtigung 

wurden neu geregelt. Weiter wurden die arbeitsgruppen 

und Kommissionen überprüft, worauf drei arbeitsgruppen 

und vier Kommissionen aufgelöst wurden bzw. werden. 

ein wesentlicher Punkt war auch die regelung der reprä-

sentationen, die bisher für die Gemeinderatsmitglieder 

einen grossen zeitfaktor bedeuteten. 

zur eruierung des tatsächlichen Pensums unter Berück-

sichtigung der vom Gemeinderat eingeleiteten massnah-

men erfassten die Gemeinderatsmitglieder von Januar bis 

Juni 2009 ihren zeitaufwand. Diese zeiterfassung ergab, 
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dass das Gesamtpensum gegenüber dem Vorjahr zwar 

um 40 % abgenommen hat, aber immer noch 30 % über 

dem definierten Pensum von 220 % liegt. Gleich blieben 

lediglich die Pensen der Vorsteherin der abteilung Bil-

dung (45 %) und des Vorstehers der abteilung finanzen 

(15 %). hingegen nahmen die Pensen des Vorstehers der 

abteilung Bau und umwelt (+ 10 %, neu 60 %), des Vor-

stehers der abteilung Präsidiales (+ 5 %, neu 50 %), der 

Vorsteherin abteilung soziales und Gesundheit (+ 10 %, 

neu 45 %) und der Vorsteherin abteilung sicherheit (+ 5 %, 

neu 35 %) zu. trotz der eingeleiteten massnahmen ist es 

nicht möglich, die Gemeinderatsmandate im rahmen der 

vor sieben Jahren definierten Pensen wahrzunehmen. 

Der Gemeinderat beantragt deshalb, das Gesamtpensum 

von 220 % um 30 % auf 250 % zu erhöhen. Gegenüber 

dem heutigen Pensum von 220 % (= fr. 372‘284.—) hat 

die Pensenerhöhung um 30 % einen mehraufwand von 

fr. 50‘765.— zur folge (neu 250 % = fr. 423‘049.—). Die 

Pensen der einzelnen Gemeinderatsmitglieder sollen im 

entschädigungsreglement nicht mehr explizit aufgeführt 

werden, sondern es soll nur noch das Gesamtpensum von 

250 % angegeben werden. Die festlegung der einzelnen 

Pensen soll der Gemeinderat im interesse grösserer fle-

xibilität selber vornehmen können. 

einzelne Gemeinderatsmitglieder sind vermehrt in grös-

sere Projekte involviert und müssen aufgaben wahrneh-

men, die einmalig oder unregelmässig anfallen und somit 

im eigentlichen Gemeinderatspensum nicht enthalten 

sind (z.B. ortsplanung). Der Gemeinderat beantragt des-

halb zusätzlich die schaffung eines Pensenpools von 20 %, 

über den der Gemeinderat bei Bedarf selber verfügen 

kann. Dieses Pensum macht einen jährlichen Betrag von 

fr. 33‘844.— aus, wenn es voll ausgeschöpft wird.

Die Gemeinden haben ein grosses interesse daran, dass 

sich fähige und engagierte Personen für den Gemeinderat 

zur Verfügung stellen. Günstige rahmenbedingungen sind 

dabei eine wichtige Voraussetzung. Dies gilt auch im hin-

blick auf die wirtschaftliche sicherheit bei einem unfrei-

willigen ausscheiden aus dem amt. Der Gemeinderat ist 

der ansicht, dass für den fall einer nichtwiederwahl – 

nicht aber bei freiwilligem rücktritt bzw. Verzicht auf die 

Kandidatur für eine weitere amtsperiode – eine einmalige 

entschädigung ausgerichtet werden soll. Bei einer nicht-

wiederwahl hat das betroffene Gemeinderatsmitglied nur 

rund knapp drei monate zeit, um sich beruflich neu zu 

orientieren (Wahlen anfang oktober). Diese unsicherheit 

soll mit der ausrichtung einer entschädigung bei nicht-

wiederwahl gemildert werden. Bei einer nichtwiederwahl 

nach der 1. amtsperiode sollen vier, nach der 2. amtspe-

riode und mehr sechs monatslöhne ausgerichtet werden. 

Kein anspruch auf die entschädigung besteht nach errei-

chen der ahV-altersgrenze. maximal müsste bei einer 

nichtwiederwahl des Präsidenten (inkl. finanzen), der mit 

65 % das grösste Pensum innehat, mit folgenden zahlun-

gen gerechnet werden:

• nichtwiederwahl nach 1. amtsperiode fr.  36‘664.—  

  vier monatslöhne

• nichtwiederwahl nach 2. amtsperiode  fr.  54‘996.— 

und mehr  sechs monatslöhne

Antrag

1. Der erhöhung des Gemeinderatspensums von 220 % 

auf 250 % ist zuzustimmen.

2. Der einführung eines Pensenpools von 20 % zur Verfü-

gung des Gemeinderates ist zuzustimmen.

3. Der einführung einer entschädigung bei nichtwieder-

wahl zwischen vier und maximal sechs monatslöhnen 

ist zuzustimmen.

4. Der teilrevision des entschädigungsreglements ist zu-

zustimmen.

5. Die änderungen sind auf den 1. Januar 2010 in Kraft 

zu setzen.

Traktandum 7

änDerunG Von reGlementen im zu-
sammenhanG mit Der üBerarBeitunG 
Des führunGsmoDells Des GemeinDe-
rates
(reglementsänderungen siehe separate Beilage)

Der Gemeinderat hat im rahmen der überarbeitung sei-

nes führungsmodells beschlossen, verschiedene arbeits-

gruppen und Kommissionen aufzulösen. Daneben hat er 

weitere entlastungsmöglichkeiten vorgesehen, die teil-

weise einer anpassung der aktuellen reglemente bedür-

fen. 

Das Bestattungs- und friedhofreglement bezeichnet die 

friedhofkommission als organ des Bestattungswesens 

und hat ihr verschiedene aufgaben zugewiesen. Der 

Gemeinderat ist der ansicht, dass diese aufgaben – soweit 

sie heute überhaupt noch aktuell sind – von der Verwal-

tung selber erledigt werden können. Der Gemeinderat  
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beantragt deshalb, die friedhofkommission aufzuheben 

und das Bestattungs- und friedhofreglement anzupas-

sen.

Gemäss art. 8 des energiereglements ist der Gemeinde-

rat für die ausrichtung von förderbeiträgen zuständig. 

Die Berechnung der förderbeiträge ist streng reglemen-

tiert, so dass die zustimmung des Gemeinderates zu den 

anträgen der energiekommission reine formsache ist. 

Die ausrichtung der Beiträge kann ohne weiteres der 

Kommission selber überlassen werden. Der Gemeinderat 

möchte die Gelegenheit nutzen und weitere anpassun-

gen am energiereglement vornehmen (siehe Beilage).

seit inkrafttreten des feuerwehr-reglements im Jahr 1997 

gab es insbesondere im technischen und organisatori-

schen Bereich viele änderungen. Die strukturen der feuer-

wehr wurden zudem laufend an die aktuellen Bedürfnisse 

angepasst. Diese anpassungen sind nun noch ins regle-

ment aufzunehmen. Der Gemeinderat hat im übrigen den 

Budgetprozess neu geregelt. neu ist das gemeindliche 

leitungsteam für die erstellung des Budgets verantwort-

lich. Die anschaffungen der feuerwehr werden deshalb 

nicht mehr in der feuerschutzkommission beraten. Die 

feuerschutzkommission ist von Gesetzes wegen vorge-

sehen und hat u.a. eine wichtige aufsichtsfunktion. mit 

den vorgeschlagenen änderungen wird das reglement 

zeitgemäss angepasst und entspricht den rahmenbedin-

gungen einer modernen Gemeinde. 

Antrag

1. Die teilrevision des Bestattungs- und friedhofregle-

ments ist zu beschliessen.

2. Die teilrevision des energiereglements ist zu be-

schliessen.

3. Die teilrevision des feuerwehr-reglements ist zu be-

schliessen.

4. Die änderungen sind nach ablauf der Beschwerdefrist 

und der Genehmigung durch die zuständigen Direkti-

onen des Kantons zug vom Gemeinderat in Kraft zu 

setzen.

Traktandum 8

motion Der fDP hünenBerG Betref-
fenD «WirKsamer lärmsChutz ent-
lanG Der autoBahn zur erhaltunG 
attraKtiVer WohnGeBiete» – BeriCht 
unD antraG Des GemeinDerates

am 17. april 2009 reichte die fDP hünenberg die nachfol-

gende motion ein:

«Der Gemeinderat wird beauftragt, mit der Baudirek-

tion des Kantons Zug die Realisierung eines wirksamen 

Lärmschutzes entlang der Autobahn und der kommenden 

Umfahrungsstrasse vom Schlatt bis zum Bösch unmittel-

bar anzugehen. Diese zusätzlichen Massnahmen sollen 

gleichzeitig mit der Erweiterung der Autobahn erfolgen 

und deren Finanzierung muss durch Kanton und Gemeinde 

getragen werden.

Der Kanton Zug ist in vielen Belangen im Vergleich zu 

anderen Regionen Spitzenklasse und so sollen auch Wohn-

gebiete mit qualitativ hochstehenden Lärmschutzlösun-

gen attraktiv gehalten werden. Wir erwarten dabei, dass 

nicht nur mit dem sehr hohen Verkehrsaufkommen und 

mit zusätzlichem internationalen Schwerverkehr der auf 

sechs Spuren ausgebauten Autobahn gerechnet, sondern 

auch der Verkehr der kommenden Umfahrungsstrasse 

Cham-Hünenberg mit einbezogen wird. Viele Wohnquar-

tiere des Dorfes Hünenberg werden sehr nahe an einem 

8-spurigen Verkehrskanal liegen, der ein äusserst hohes 

Verkehrsaufkommen haben wird. 

Die Motion wird unter anderem wie folgt begründet:

An der Informationsveranstaltung in Hünenberg vom 

5.3.2009 des ASTRA und der Baudirektion des Kantons 

Zug wurden nur sehr vage Aussagen über den geplan-

ten Lärmschutz gemacht. Die FDP Hünenberg hat bereits 

im Dezember 2001 bei einem Ausbau der Autobahn 

auf sechs Spuren den Schutz der Siedlungsgebiete mit 

einem wirksamen Lärmschutz gefordert. Auf Grund die-

ser FDP-Forderung hat der Gemeinderat im Sommer 2003 

ein Aktionskomitee für die Überdeckung der Autobahn 

gegründet. Die Arbeiten dieses Komitees haben aufge-

zeigt, dass eine Tieferlegung mit einer Nutzung der über-

deckten Autobahn nicht finanzierbar ist, da der Bund auf 

Grund der Lärmschutzverordnung keinen Handlungsbe-

darf hat. Somit hat das Komitee an seiner letzten Sitzung 

im Februar 2004 verschiedene Forderungen aufgestellt. 

Unter anderem hielt es fest, dass man sich heute auf den 
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Sechsspurausbau konzentrieren müsse. In Sachen Lärm-

schutz müssten zwingend Verbesserungsmassnahmen 

gefordert werden. Bei den Lärmschutzmassnahmen sei 

auch die Umfahrungsstrasse entlang der Autobahn zu 

berücksichtigen. Im Abschnitt Schlatt-Zentrumstrasse 

sei die Lärmschutzwand zu erhöhen und im Abschnitt 

Zentrumstrasse-Oberehretstrasse sei der Lärmschutzwall 

ebenfalls höher aufzuschütten. Diese Lärmschutzverbes-

serungen seien ins Bewilligungsverfahren für den Sechs-

spurausbau aufzunehmen.

Die FDP Hünenberg ist der Meinung, dass die bestehen-

den Wohngebiete entlang der Autobahn und im Dorf vor 

zusätzlichen Lärm-Emissionen geschützt werden müs-

sen. Gemäss Angaben des ASTRA wird bis 2030 auf dem 

Autobahnabschnitt der A4 zwischen der Blegi und Rütihof 

mit bis zu 85‘000 Fahrzeugen pro Tag gerechnet. Dieses 

Verkehrsaufkommen entspricht mehr als einer Verdop-

pelung zu heute und bedeutet im Vergleich zu anderen 

Autobahnabschnitten in der Schweiz eine äusserst hohe 

Anzahl Fahrzeuge. Der Kanton Zug hat vor einigen Jahren 

bewiesen, dass er Wohngebiete mit hochstehenden Lärm-

schutzmassnahmen schützen will (Lärmschutzwände 

entlang der Autobahn Baar-Sihlbrugg). Dieser Autobahn-

abschnitt hat ein mehrfach kleineres Verkehrsaufkommen 

als dies künftig in Hünenberg zu erwarten ist.

Bericht und Antrag des Gemeinderates

Der ausbau der autobahn auf sechs spuren sowie der Bau 

der umfahrungsstrasse Cham-hünenberg sind umwelt-

verträglichkeitsprüfungspflichtig. im rahmen dieser uVP 

wurde unter anderem die zu erwartende lärmbelas-

tung untersucht. Die autobahn als bestehende ortsfeste 

Baute hat den immissionsgrenzwert (iGW) gemäss eid-

genössischer lärmschutzverordnung einzuhalten. für 

die umfahrungsstrasse als neubau gelten die strengeren 

Planungswerte. Die vorgesehenen lärmschutzmassnah-

men beider Projekte entsprechen in jeder hinsicht den 

gesetzlichen Vorgaben. 

Die bestehende hölzerne lärmschutzwand in der moos-

matt weist eine höhe von 3 m auf. sie wird im zuge des 

sechsspurausbaus entfernt und durch neuartige Wand-

elemente in gleicher höhe ersetzt. mit den vorgesehe-

nen massnahmen werden die gesetzlichen Grenzwerte 

eingehalten. trotzdem konnte der Gemeinderat den ein-

bau eines lärmarmen Belages erwirken. Der offenporige 

flüsterbelag bringt eine weitere starke reduktion der 

lärmbelastung (in der anfangszeit ca. 5 dB, längerfristig 

ca. 3 bis 4 dB). 

Bund und Kanton sind bei neu- und umbauten verpflichtet, 

das in der lärmschutzverordnung festgehaltene Kosten-/

nutzen-Verhältnis einzuhalten. Weitergehende massnah-

men werden weder vom Bund noch vom Kanton zug finan-

ziert. eine finanzierung durch Dritte (z.B. Gemeinden) ist 

möglich. Vergleiche mit anderen lärmbelasteten Gemein-

den sind heikel, da für jedes objekt separate Parameter 

wie Verkehrszahlen, strassenabstand oder Gebäudehöhe 

zu Grunde gelegt werden. 

Der Gemeinderat hat eine studie für zusätzliche lärm-

schutzmassnahmen im Dorfgebiet erstellen lassen. Dabei 

wurden für zwei ausbauvarianten lärm- und Kostenbe-

rechnungen erstellt. Die Varianten beinhalten eine erhö-

hung der bestehenden lärmschutzwand von 3 m um 1 m 

bzw. um 2 m. Die studie hat folgendes ergeben:

• Bei einer erhöhung der bestehenden lärmschutz-

wand um 1 m würden zwar alle anwohnerinnen und 

anwohner der a4 (total acht Gebäude) geringfügig 

entlastet. Die Wirkung wäre aber nur bei wenigen 

objekten effektiv spürbar und mit durchschnittlich 

1 bis 2 dB kaum wahrnehmbar. Die Kosten würden 

ca. fr. 1 mio. betragen.

• Die erhöhung der lärmschutzwand um 2 m würde für 

31 Gebäude (ca. 200 anwohnerinnen und anwohner) 

eine lärmreduktion mit sich bringen. Dabei kämen 

aber nur die exponiertesten Gebäude auf eine wahr-

nehmbare Wirkung von 3 bis 4 dB. Die Kosten für 

eine erhöhung der lärmschutzwand um 2 m würden 

ca. fr. 2 mio. betragen. angesichts der geringen lärm-

mässigen auswirkungen erweist sich das Kosten-/

nutzen-Verhältnis als sehr ungünstig.

• Bauliche massnahmen müssten im rahmen des 

sechsspurausbaus der autobahn vorgenommen wer-

den; eine spätere umsetzung ist kaum mehr mög-

lich.

Die Kosten der lärmschutzwand in der moosmatt 

betrugen fr. 570‘000.— (Kreditvorlage 1994). Daran 

bezahlten der Bund fr. 130‘000.— und private Grund-

eigentümer fr. 90‘000.—. Der rest wurde von der 

Gemeinde übernommen. für den fall, dass die Gemeinde 

nun weitergehende massnahmen zur Verbesserung des 

lärmschutzes beschliessen sollte, müssten entweder die 

Grundeigentümer ebenfalls ihren Beitrag daran leisten 

oder die Gemeinde müsste die früher geleisteten Perime-

terbeiträge den privaten Grundeigentümern zurückzahlen. 

eine erhöhung der lärmschutzwand im zusammenhang 

mit dem sechsspurausbau könnte zudem nur vorbehält-
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lich der Projektbewilligung durch die zuständigen stellen 

beschlossen werden.

eine überdeckung der autobahn im Bereich des Dorfes 

wird vom Gemeinderat seit Jahren gefordert. er konnte 

bisher erreichen, dass das anliegen im kantonalen richt-

plan verankert wurde. Der Gemeinderat wird sich im rah-

men seiner möglichkeiten weiterhin für eine überdeckung 

der autobahn einsetzen. 

Die lärmbelastung wird mit dem vorgesehenen Projekt – 

auch ohne erhöhung der lärmschutzwand – eher abneh-

men, und die anwohnerinnen und anwohner werden von 

lärmimmissionen entlastet. eine zusätzliche erhöhung 

der lärmschutzwand steht nach ansicht des Gemein-

derats in keinem Verhältnis zum finanziellen aufwand. 

zudem wäre eine 5 m hohe lärmschutzwand landschafts-

schützerisch zumindest fragwürdig. im hinblick auf eine 

künftige überdeckung der autobahn könnte eine erhö-

hung der lärmschutzwand sogar kontraproduktiv sein, 

weil der politische Druck nicht aufrecht erhalten werden 

könnte. aus all diesen Gründen beantragt der Gemeinde-

rat, die motion nicht erheblich zu erklären.

Antrag

Die motion ist nicht erheblich zu erklären und als erledigt 

abzuschreiben.

Traktandum 9

motion Der sP hünenBerG BetreffenD 
erhöhunG Der ausnützunGsziffer zu 
Gunsten Von PreisGünstiGem Wohn-
raum – BeriCht unD antraG Des Ge-
meinDerates

am 10. september 2009 reichte die sP hünenberg die 

nachfolgende motion ein:

«Der Gemeinderat wird beauftragt, eine Vorlage auszu-

arbeiten, dass in Wohnzonen ein zusätzlicher Ausnüt-

zungsbonus von 10 % gewährt werden kann, wenn dieser 

zusätzliche Raum für preisgünstigen Wohnraum einge-

setzt wird.

Die Motion wird unter anderem wie folgt begründet:

In der Gemeinde Hünenberg sind preisgünstige Miet-

wohnungen sehr knapp. Es wird sehr viel gebaut, aber 

vor allem Eigentumswohnungen oder Mietwohnungen 

im oberen Preissegment. Mit unserem Antrag ermögli-

chen wir, dass über einen Bonus bei der Ausnützungszif-

fer zusätzlicher Wohnraum erstellt werden kann. Dabei 

müssen jedoch die folgenden Eckwerte beachtet werden: 

Bei diesem zusätzlichen preisgünstigen Wohnraum soll 

sichergestellt sein, dass die kantonalen Vorgaben betref-

fend Mietzinsobergrenzen eingehalten werden. Ebenfalls 

müssen Massnahmen gegen eine spätere Zweckentfrem-

dung geplant werden und die Vermietung an einkom-

mens- und vermögensschwache Personen und Familien 

ist sicherzustellen.»

Bericht und Antrag des Gemeinderates

eine ähnliche motion hat das unabhängig-Grüne forum 

hünenberg am 2. september 2008 eingereicht. Diese 

motion wurde an der Gemeindeversammlung vom 

15. Dezember 2008 zwar nicht erheblich erklärt, der 

Gemeinderat wurde jedoch beauftragt, lösungsvor-

schläge für eine umfassende Wohnraumförderung vorzu-

legen. 

Grundsätzlich ist das instrument einer erhöhung der 

ausnützungsziffer in der Bauordnung bereits vorhanden 

(§ 35 Bo). ab einer landfläche von 2‘000 m2 kann eine 

arealbebauung erstellt werden. ohne wettbewerbsähn-

liches Verfahren beträgt der Bonus für die ausnützungs-

ziffer 10 %, bei einem wettbewerbsähnlichen Verfahren 

sogar 15 %. Dieser Bonus ist jedoch nicht auf preisgünsti-

gen Wohnraum beschränkt, sondern gilt allgemein. zu den 

auswirkungen auf das siedlungsbild bei einer generellen 

erhöhung der ausnützungsziffer um 10 % kann zurzeit 

keine aussage gemacht werden. Bei mehrfamilienhaus-

überbauungen könnte eine solche erhöhung durchaus 

sinn machen, in einfamilienhauszonen hingegen nicht, 

weil zuwenig zusätzliche Wohnfläche generiert würde. zu 

beachten ist auch, dass eine generelle erhöhung der aus-

nützungsziffer eine änderung der Bauordnung und eine 

zonenplanänderung zur folge hat. 

Der Gemeinderat hat bereits den auftrag erhalten, 

lösungsvorschläge für eine umfassende Wohnraumförde-

rung auszuarbeiten. Da die vorliegende motion ein ähnli-

ches ziel verfolgt, soll das anliegen der motion in diesen 

auftrag integriert und die motion somit erheblich erklärt 

werden. 

Antrag

Die motion ist erheblich zu erklären.
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Traktandum 10

interPellation Der sVP hünenBerG 
BetreffenD siCherheit – antWort Des 
GemeinDerates

am 3. september 2009 hat die sVP hünenberg eine inter-

pellation zur sicherheit in hünenberg eingereicht. zu den 

gestellten fragen nimmt der Gemeinderat wie folgt stel-

lung:

1. Findet der Gemeinderat die Häufung der Vandalenakte 

(Littering, Sprayereien, Zerstörung fremden Eigentums, 

Diebstahl, Einbruch,…) ebenfalls beunruhigend? Sieht 

der Gemeinderat einen Zusammenhang zwischen der 

spärlichen Polizeipräsenz im öffentlichen Raum und 

den zunehmenden Delikten?

littering, sprayereien und sachbeschädigungen sind 

Probleme unserer Gesellschaft und beunruhigen auch 

den Gemeinderat. Die ursache sehen wir jedoch nicht 

im direkten zusammenhang mit der in der interpel-

lation bezeichneten spärlichen Polizeipräsenz, son-

dern vielmehr im Wertewandel unserer Gesellschaft. 

im rahmen des kantonalen finanzausgleichs wurden 

die aufgaben zwischen Kanton und Gemeinden neu 

verteilt. seit dem 1. Januar 2008 sind die Gemein-

den für ruhe und ordnung selber verantwortlich. 

Der Gemeinderat hat sich entschieden, diesen auf-

trag vorerst mit einem privaten sicherheitsdienst zu 

erfüllen. es handelt sich dabei um eine flexible und 

kostengünstige lösung, die sich bewährt hat. Damit 

gezielte Personenkontrollen an neuralgischen Punk-

ten möglich sind, wurden bei der zuger Polizei für die 

nächsten beiden Jahre 100 bzw. 150 einsatzstunden 

der sicherheitsassistenten eingekauft, die zusätzlich 

zum privaten sicherheitsdienst polizeiliche aufgaben 

ausführen werden.

2. Wie viele Schäden werden monatlich in der Gemeinde 

verzeichnet (Sprayereien, Sachbeschädigungen, Kör-

perverletzung, ….)?

Pro monat werden durchschnittlich etwa zwei bis drei 

tatbestände gemeldet. anzeigen wegen Körperverlet-

zung sind glücklicherweise nur vereinzelt zu verzeich-

nen. Gemäss Polizeistatistik werden in hünenberg 

am meisten straftaten gegen das Vermögen verübt 

(2008: 172). an zweiter stelle stehen solche gegen 

leib und leben (2008: 12).

3. Wann und wie oft sind die Sicherheits-Patrouillen in 

der Gemeinde Hünenberg unterwegs?

Die Patrouillen sind freitags und samstags, an Voraben-

den von feiertagen und jeweils an einem wählbaren 

Werktag pro Woche unterwegs. Die Kontrollen finden 

von anfang april bis ende oktober statt. an speziellen 

abenden – wie etwa an halloween – erfolgt eine ver-

stärkte Patrouillentätigkeit. an solchen anlässen und 

in den sommermonaten ist jeweils auch die hünen-

berger Jugendarbeit mobil unterwegs und sucht den 

direkten Kontakt mit den Jugendlichen. 

4. Wo sind die neuralgischen Punkte in Hünenberg 

bezüglich Sicherheit und Ordnung?

Die neuralgischen Punkte sind generell die schul-

anlagen. in hünenberg see sind es zusätzlich die 

stadtbahnhaltestelle zythus, das strandbad und die 

Bootsstationierungsanlage Dersbach. im Dorf liegen 

die neuralgischen Punkte im Bereich des skaterparks 

im ehret, beim Jugend-Kulturraum an der zentrum-

strasse und beim saal «heinrich von hünenberg». ein 

weiterer problematischer Punkt befindet sich auf der 

alten reussbrücke in der zollweid.

5. Konnten schon Vandalen durch die Sicherheits-Pat-

rouillen gestellt und zur Anzeige gebracht werden?

Die Patrouillen der privaten sicherheitsdienste haben 

bei verdächtigen feststellungen schon einige male 

die Polizei beigezogen und es wurde anzeige erstat-

tet. Der private sicherheitsdienst hat verschiedentlich 

sachbeschädigungen festgestellt und der Gemeinde 

rapportiert. 
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6. Ist der Gemeinderat auch der Ansicht, dass Sicherheits-

assistenten der Zuger Polizei grösseren präventiven 

Charakter haben als die privaten Sicherheitsleute?

sowohl mit der arbeit der zuger Polizei als auch mit 

den Patrouillen des privaten sicherheitsdienstes 

wurden gute erfahrungen gemacht. Die Polizei kann 

unvermittelt reagieren, Personen kontrollieren und 

tatbestände festhalten. Demgegenüber können die 

privaten sicherheitsdienste an neuralgischen Punkten 

gezielt eingesetzt werden und spezifische aufträge 

erfüllen, was präventiv nachhaltig Wirkung zeigt. 

Antrag

Von der interpellationsantwort ist Kenntnis zu nehmen.

Traktandum 11

interPellation Der CVP hünenBerG 
BetreffenD erfahrunGen mit Dem 
inteGratiVen sChulmoDell – antWort 
Des GemeinDerates

am 29. september 2009 hat die CVP hünenberg eine 

interpellation betreffend erfahrungen mit dem integra-

tiven schulmodell eingereicht. zu den gestellten fragen 

nimmt der Gemeinderat wie folgt stellung:

1. Wie beurteilt der Gemeinderat die Auswirkungen 

des integrativen Schulsystems auf die Qualität der 

Hünenberger Schulen? (Welche Elemente wirken sich 

besonders vor- oder nachteilig auf die verschiedenen 

Qualitätsaspekte aus?)

Die Qualität an den hünenberger schulen ist gut. 

Dies belegen verschiedene elternumfragen. Qualität 

an schulen hat in hohem masse mit der fachkom-

petenz, der motivation, dem engagement und der 

empathie der lehrpersonen zu tun. Der einfluss des 

integrativen schulsystems auf die kognitiven fähig-

keiten der schülerinnen und schüler ist zwar gering. 

es unterstützt jedoch alle Kinder und Jugendliche in 

der entwicklung ihrer ressourcen und interessen 

und ermutigt sie zu weitergehenden leistungen. Das 

integrative schulsystem hat zudem eine grosse posi-

tive Wirkung auf die sozial- und selbstkompetenz der 

schülerinnen und schüler. nicht ausser acht zu lassen 

ist auch die tatsache, dass die integrativen schulen in 

den bisherigen Pisa-studien auf europäischem Gebiet 

am erfolgreichsten abschnitten.

2. Schulische HeilpädagogInnen unterstützen leistungs-

schwächere Kinder und fördern Begabte. Wie sieht die 

Zeitaufteilung für diese beiden Aufgaben in der Praxis 

aus? Entspricht diese den Zielvorgaben?

Die zusammenarbeit zwischen schulischen heilpä-

dagoginnen und -pädagogen sowie lehrpersonen 

sieht nicht einfach die aufteilung der förderung von 

leistungsschwächeren und begabten Kindern vor. 

Die Klasse ist erster förderort; es werden jedoch 

verschiedene lehrformen praktiziert: teamteaching 

im Klassenzimmer, förderung von Gruppen in- und 

ausserhalb des Klassenzimmers, förderung einzelner 

Kinder in- und ausserhalb des Klassenzimmers. Die 

lehrpersonen schaffen lernumgebungen mit diffe-

renzierenden lerninhalten von denen alle schülerin-

nen und schüler einer Klasse profitieren. 

3. Wie beurteilen die Lehrpersonen das integrative 

Schulmodell heute? Wie haben sich deren Belastung, 

Arbeitszufriedenheit und -motivation seit dessen Ein-

führung verändert? Welche Schlussfolgerungen und 

allenfalls Massnahmen ergeben sich daraus für den 

Gemeinderat?

aus sicht des Gemeinderates bejahen die lehrperso-

nen grundsätzlich das integrative schulsystem. natür-

lich bilden ein integratives system und die neuen 

erkenntnisse bezüglich lernens eine grosse heraus-

forderung für die lehrpersonen. Der Gemeinderat 

hat in den vergangenen Jahren mehrere strategische 

entscheide hin zu diesem gemeinsam mit der lehrer-

schaft entwickelten integrativen schulmodell gefällt 

und erwartet deshalb von den hünenberger lehr-

personen, dass sie die unterschiedlichen lern- und 

sozialisationsvoraussetzungen ihrer schülerinnen 

und schüler bestmöglich wahrnehmen und diese in 

der Gemeinschaft gefördert werden. Die Belastungen 

haben oftmals mehr mit dem wachsenden admini-

strativen aufwand und dem vielfältigen Druck (noten, 

selektion, eltern, Gesellschaft) als mit der schulung 

von Kindern mit unterschiedlichen Begabungen zu 

tun. Diesem umstand trägt der Gemeinderat rech-

nung, indem er der Klassenlehrperson nach gewissen 

Kriterien zusätzlich eine lektion als Koordinationszeit 

zur Verfügung stellt. um die motivation, das engage-

ment sowie auch das Gesund-bleiben im lehrberuf 

zu gewährleisten, ist es wichtig, den lehrpersonen 

auf politischer ebene die notwendigen rahmenbe-

dingungen (Klassengrösse, schulraum, der den neuen 

anforderungen des unterrichts dient, zeitgefässe für 
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neue aufgaben usw.) längerfristig zu sichern. Dass wir 

in dieser hinsicht in hünenberg auf gutem Weg sind, 

beweist auch die geringe fluktuationsrate bei der 

hünenberger lehrerschaft sowie deren hohes enga-

gement bei schulischen Gemeinschaftsanlässen.

4. Wie haben sich die jährlichen laufenden Ausgaben für 

die Schulen (unabhängig von der Kostenbeteiligung 

des Kantons) und insbesondere die Kosten für Fremd-

platzierungen ausserhalb der Gemeinde vor und nach 

2005 entwickelt?

eine genaue und auch differenzierte aussage, wie viel 

auf das integrative schulmodell zurückzuführen ist, 

lässt sich nicht exakt beziffern. Durch die integrative 

förderung hat sich der Pensenpool der schulischen 

heilpädagogen in den vergangenen fünf Jahren um 

rund 400 stellenprozente erweitert. Dies entspricht 

den kantonalen isf-richtlinien und ist in der norm-

pauschale des Kantons berücksichtigt. Die zahl der 

fremdplatzierung von Kindern mit lern- oder Verhal-

tensauffälligkeiten ging in den vergangenen zehn Jah-

ren stark zurück, sowohl in der Primar- als auch in der 

oberstufe. Dies war eine direkte folge des eingeführ-

ten integrativen schulsystems. erst mit nfa und zfa 

stiegen 2008 die Kosten wieder stark an. Der Grund 

liegt aber darin, dass sich die invalidenversicherung 

von der sonderschulung geistig und körperlich behin-

derter Kinder zurückgezogen hat und die externen 

Platzierungen wegen sozialer indikation nicht mehr 

unter heimplatzierungen bei der abteilung soziales 

und Gesundheit, sondern unter sonderschulung in der 

abteilung Bildung erfasst sind. 

5. Wie sehen die Prognosen für die zukünftige Entwick-

lung der laufenden Kosten aus? In welchen Bereichen 

ortet der Gemeinderat mögliche Massnahmen zur 

Kostensteuerung im Bedarfsfall?

in den kommenden Jahren ist mit einem anstieg der 

schülerzahlen zu rechnen. Die schulhäuser Kemmat-

ten a, rony und ehret B sind in die Jahre gekommen, 

wichtige unterhaltsarbeiten und renovationen ste-

hen an. Die umsetzung des rahmenkonzeptes «Gute 

schule – Qualitätsmanagement an gemeindlichen 

schulen des Kantons zug» wird finanzielle ressourcen 

erfordern (mitarbeitergespräche, schulleitungspen-

sen, arbeitszeit der lehrpersonen etc.). ein wichtiges 

steuerungsinstrument wird die leistungsvereinba-

rung zwischen schule und Gemeinderat werden, die 

zurzeit erarbeitet wird. 

6. In der kantonalen Bildungsdirektion stehen bereits 

wieder neue Schulmodelle zur Diskussion. Teilt 

der Gemeinderat die Meinung der CVP, dass für die 

Hünenberger Schulen zurzeit eher eine Konsolidie-

rungsphase als Innovationen anzustreben sind?

Dem Gemeinderat sind keine neuen schulmodelle 

bekannt, die die Bildungsdirektion in nächster zeit 

einzuführen gedenkt. einzig die integrative sonder-

schulung – integration von körperlich und geistig 

behinderten Kindern – wird zurzeit konzipiert. Die 

Weiterentwicklung der sekundarstufe 1 ist auf Grund 

der forderungen von anschluss- und Berufsschulen, 

von industrie und Gewerbe sowie der Gesellschaft im 

Kanton zug ein thema. Der Gemeinderat geht mit der 

CVP einig, dass in der schule eine Konsolidierung not-

wendig ist. er vertritt aber auch klar die meinung, dass 

innovationen stets möglich sein sollen, wenn sie der 

Weiterentwicklung und somit der Verbesserung des 

unterrichts sowie dem Bildungserfolg unserer schü-

lerinnen und schüler dienen. es ist unsere Pflicht, ein 

besonderes augenmerk auf eine gute und gut posi-

tionierte öffentliche schule zu halten, wählen doch 

heute viele familien ihren Wohnsitz auf Grund der 

schulqualität aus. Wir haben uns dafür einzusetzen, 

dass die öffentlichen schulen im Konkurrenzkampf 

mit den privaten schulen bestehen können und alle 

hünenberger Kinder eine gute schule besuchen kön-

nen.

Antrag

Von der interpellationsantwort ist Kenntnis zu nehmen.

Traktandum 12

interPellation Von eriC frisChKneCht 
unD mitunterzeiChnete BetreffenD 
enerGieVerBrauCh für Die GemeinD-
liChe strassenBeleuChtunG – münD-
liChe antWort Des GemeinDerates

am 9. november 2009 haben eric frischknecht, Carlo von 

ah, Walter Durrer und Bruno Briner, alle hünenberg, eine 

interpellation mit folgenden fragen eingereicht:

Die Schweizerische Agentur für Energieeffizienz SAFE, die 

vom Bund und von Fachkreisen unterstützt wird, hat sich 

der Thematik der Strassenbeleuchtung angenommen, 

insbesondere unter dem Aspekt des Energiesparens. Der 
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Kanton Zug verfolgt die gleichen Ziele und betrachtet die 

Richtwerte der SAFE als erstrebenswert für sich und die 

Zuger Gemeinden. In diesem Zusammenhang stellen wir 

dem Gemeinderat folgende Fragen:

1.  Wie sinnvoll beurteilt er grundsätzlich die Richtwerte 

der SAFE (Schweizerische Agentur für Energieeffizi-

enz) für den Stromverbrauch für gemeindliche Stras-

senbeleuchtung? Wie schätzt er die Anwendbarkeit 

dieser Richtwerte für die Gemeinde Hünenberg ein?

2.  Wie beurteilt er den Stromverbrauch für die Hünen-

berger Strassenbeleuchtung im Vergleich zum Durch-

schnitt von Schweizer Gemeinden unter 10‘000 

Einwohner und im Vergleich zum Durchschnitt von 

Schweizer Gemeinden über 10‘000 Einwohner/

innen?

3.  Ist ihm bekannt, dass der Kanton Zug die Richtwerte 

der SAFE für sich anerkannt hat und auch davon aus-

geht, dass sie auch von den Gemeinden als Richtwert 

übernommen werden?

4.  Wann hat die Gemeinde das letzte Mal eine Überprü-

fung seiner öffentlichen Beleuchtung durchgeführt? 

Welches waren die Ergebnisse?

5.  Wie hoch wäre die finanzielle Einsparung pro Jahr 

für Hünenberg, wenn eine Reduktion des Stromver-

brauchs für die Strassenbeleuchtung um 30 % erreicht 

würde?

Die Beantwortung dieser Interpellation erfolgt 

mündlich an der Gemeindeversammlung.

Traktandum 13

interPellation Des unaBhänGiG-Grü-
nen forums hünenBerG BetreffenD 
analyse Von hünenBerGer GemeinDe-
GeBäuDen mittels WärmeBilDKamera 
– münDliChe antWort Des GemeinDe-
rates

Die Beantwortung dieser interpellation erfolgt mündlich 

an der Gemeindeversammlung.

Im Anschluss an die Gemeindeversammlung offeriert 

die Gemeinde einen Apéro im Foyer.

zu dieser Gemeindeversammlung laden wir sie, sehr 

geehrte stimmbürgerin, sehr geehrter stimmbürger, herz-

lich ein.

freundliche Grüsse

Gemeinderat Hünenberg

hans Gysin Guido Wetli 

Präsident schreiber

PartnersChaft mit BansKa stiaVniCa

Partnerschaftsverein

am 7. mai 2009 wurde der Verein Partnerschaft Banska 

stiavnica gegründet. Präsident ist richard aeschlimann, 

Dorfstrasse 7, 6331 hünenberg. im Vordergrund des 

neuen Vereins stehen die Kontaktpflege mit der Partner-

stadt Banska stiavnica, die förderung des gegenseitigen 

Verständnisses, die Pflege der Kameradschaft und die teil-

nahme an anlässen und aktionen im zusammenhang mit 

der Partnerstadt. mitglied des neuen Vereins können alle 

natürlichen und juristischen Personen werden. auf der 

gemeindlichen Website www.huenenberg.ch finden sie 

unter der rubrik «Gemeinde» (Partnergemeinde Banska 

stiavnica) die Beitrittserklärung zum Verein. nachdem der 

neue Verein die bisherigen aufgaben der arbeitsgruppe 

Banska stiavnica übernommen hat, wurde diese gemeind-

liche arbeitsgruppe in der zwischenzeit aufgelöst.

Weitere Informationen

Wenn sie wissen wollen, was in unserer Partnerstadt alles 

läuft, finden sie auf unserer Website auch regelmässige 

mitteilungen aus Banska stiavnica. Wenn sie eine reise 

nach Banska stiavnica planen, melden sie sich vorgängig 

bei Gemeindeschreiber Guido Wetli. er kann ihnen tipps 

und allenfalls auch unterlagen abgeben.
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informationsWesen/VersChieDenes

www.huenenberg.ch

auf unserer Website finden sie fast alle informationen im 

zusammenhang mit der Gemeinde. unsere Website erfüllt 

auch die anforderungen für einen barrierefreien zugang 

für menschen mit sehschwächen. auf der startseite 

befinden sich wichtige links, die aktuellsten mitteilungen 

sowie der Veranstaltungskalender mit allen Veranstaltun-

gen im Kanton zug. sie können ihren anlass direkt selber 

eingeben.

auf der startseite unserer Website werden auch die 

mitteilungen aus dem Gemeinderat unter der rubrik 

«informationen» (medienmitteilungen) veröffentlicht. sie 

werden wöchentlich – i.d.r. am mittwoch – aktualisiert. 

auch die ergebnisse dieser Gemeindeversammlung wer-

den wir am nächstfolgenden tag im internet publizieren.

unsere e-mail-adresse lautet: info@huenenberg.ch.

alle mitarbeiterinnen und mitarbeiter der Gemeinde-

verwaltung verfügen über eine direkte e-mail-adresse:  

vorname.name@huenenberg.zg.ch.

Medienmitteilungen und Schaukasten

Die aktuellen mitteilungen aus dem Gemeinderat und der 

Gemeindeverwaltung werden auch in der lokalen Presse 

(neue zuger zeitung, zuger Presse) veröffentlicht. zudem 

werden sie jeweils in den schaukästen beim Gemein-

dehaus und bei der sammelstelle zythus ausgehängt  

(i.d.r. am mittwoch).

Gemeindemagazin

eine Projektgruppe ist zurzeit an der arbeit, ein Gemeinde-

magazin zu konzipieren, das spätestens im sommer 2010 

zum ersten mal erscheinen wird. Dann wird die Gemeinde 

hünenberg ihren einwohnerinnen und einwohnern sowie 

den Vereinen eine zusätzliche Plattform bieten können.

Anlässe

Der Gemeinderat freut sich, sie an folgenden anlässen 

zu begrüssen:

• iffelen- und Chlausumzug, mittwoch, 2. Dezem-

ber 2009, Dorf, 18.45 uhr: Beginn samichlaus-feier in 

der Kirche «heilig Geist», Beginn umzug: 19.30 uhr 

• apéro lichterweg, Donnerstag, 17. Dezember 2009, 

18.00 – 21.00 uhr, hubel

• neujahrsapéro, freitag, 1. Januar 2010, 11.00 uhr, saal 

«heinrich von hünenberg»

• ehrung verdienter hünenbergerinnen und hünenber-

ger, freitag, 15. Januar 2010, 19.00 uhr, aula schul-

haus eichmatt

Wir bitten sie, die entsprechenden flugblätter bzw. amts-

blattpublikationen zu beachten.

Tageskarten Gemeinde  

(unpersönliche Generalabonnements)

Die Gemeinde hünenberg stellt auch 2010 wieder sechs 

tageskarten zur Verfügung. Diese haben Gültigkeit auf 

allen strecken (2. Klasse) der sBB und Ptt sowie der meis-

ten Privatbahnen. Die tagesgebühr beträgt fr. 35.—. über 

weitere einzelheiten orientiert ein merkblatt, das bei der 

einwohnerkontrolle erhältlich ist oder auf der gemeind-

lichen Website www.huenenberg.ch auf der startseite 

unter «online Dienste» herunter geladen werden kann. 

Dort können die tageskarten auch online reserviert wer-

den.

Hünenberger Souvenirs

in der einwohnerkontrolle können u. a. folgende artikel 

bezogen werden:

hünenberger Buch von Klaus meyer,  
annemarie setz und Dr. ueli ess fr.  30.—

Buch «der hünenberger mattenboden» von  
adolf a. steiner fr. 20.—

hünenberger schulchronik von  
Klaus meyer fr. 25.—

hünenberger t-shirt (neues logo) fr. 20.—

hünenberger schreibset  
(1 Kugelschreiber und 1 Drehbleistift) fr. 20.—

hünenberger sackmesser fr. 20.—

hünenberger tasche fr. 20.—

DVD-filmreportage über hünenberg fr. 15.—

hünenberger Baseballmütze fr.  12.—

ansichtskarten über hünenberg (4 sujets) fr. 1.—  
   pro Karte

Verkauf des gemeindeeigenen Weines

Die einwohnergemeinde hünenberg ist eigentümerin 

eines rebbergs bei der Weinrebenkapelle. zusammen 

mit den Chäppeligenossen wird dort der Chäppeli Wy 

(müller-thurgau) angebaut. Der Chäppeli Wy aus dem 

gemeindlichen rebberg kann bei der einwohnerkontrolle 

hünenberg (tel. 041 784 44 44) oder bei grösseren men-

gen im gemeindlichen Werkhof (tel. 041 780 99 79) für 

fr. 13.— pro flasche bezogen werden. 



Die ausführliche fassung der Gemeindeversammlungsvorlagen und des detaillierten Budgets können mit der beigelegten 

antwortkarte gratis bestellt werden. sie können auch eine generelle Bestellung aufgeben. Die ausführlichen fassungen 

können zudem direkt in der einwohnerkontrolle bezogen werden. 

sämtliche Vorlagen sowie das detaillierte Budget können auch auf der Website «www.huenenberg.ch» unter der rubrik 

«Politik» (Gemeindeversammlung/nächste Versammlung) abgerufen bzw. herunter geladen werden.

Parteiversammlungen

Christlich-Demokratische Volkspartei CVP: Donnerstag, 3. Dezember 2009, 20.00 uhr, restaurant Degen

freisinnig-Demokratische Partei fDP: Donnerstag, 3. Dezember 2009, 20.00 uhr, restaurant Wart

sozialdemokratische Partei sP: mittwoch, 2. Dezember 2009, 20.00 uhr, im treff, eichengasse 9

schweizerische Volkspartei sVP: montag, 7. Dezember 2009, 20.00 uhr, restaurant Degen

unabhängig-Grünes forum uGf: mittwoch, 2. Dezember 2009, 20.00 uhr, restaurant im  

 alterszentrum lindenpark

Stimmberechtigung

stimmberechtigt sind alle in der Gemeinde hünenberg wohnhaften schweizer Bürgerinnen und Bürger, die das 18. alters-

jahr zurückgelegt haben und nicht wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche (art. 369 zGB) entmündigt sind. Das 

stimmrecht kann frühestens fünf tage nach der hinterlegung des heimatscheines ausgeübt werden.

Rechtsmittelbelehrung

Allgemeine Verwaltungsbeschwerde

Gegen Gemeindeversammlungsbeschlüsse kann gemäss § 17 abs. 1 des Gemeindegesetzes in Verbindung mit § 39 ff. des 

Verwaltungsrechtspflegegesetzes innert 20 Tagen seit der mitteilung beim regierungsrat des Kantons zug, Postfach, 

6301 zug, schriftlich Verwaltungsbeschwerde erhoben werden. Die frist beginnt mit dem auf die Gemeindeversammlung 

folgenden tag zu laufen. Die Beschwerdeschrift muss einen antrag und eine Begründung enthalten. Der angefochtene 

Gemeindeversammlungsbeschluss ist genau zu bezeichnen. Die Beweismittel sind zu benennen und soweit möglich 

beizulegen.

Stimmrechtsbeschwerde

Wegen Verletzung des stimmrechts und wegen unregelmässigkeiten bei der Vorbereitung und Durchführung von Wahlen 

und abstimmungen (so genannte abstimmungs- und wahlrechtliche mängel) kann gemäss § 17bis des Gemeindegesetzes 

in Verbindung mit § 67 ff. des Wahl- und abstimmungsgesetzes innert drei Tagen seit der entdeckung des Beschwer-

degrundes, spätestens jedoch am dritten tage nach der amtlichen Veröffentlichung der ergebnisse im amtsblatt, beim 

regierungsrat Beschwerde geführt werden. Die frist beginnt spätestens mit dem auf die Veröffentlichung folgenden tag 

zu laufen. in der Beschwerdeschrift ist der sachverhalt kurz darzustellen. ausserdem ist glaubhaft zu machen, dass die 

behaupteten unregelmässigkeiten nach art und umfang geeignet waren, das abstimmungs- bzw. Wahlergebnis wesent-

lich zu beeinflussen.
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